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Getrennte Wege? Zur Zukunft der Beziehungen von Kirche und Politik.  Referat beim Bayerischen ND-Bundestag am 24. Oktober 2009 in Kloster Plankstetten 

Von Hans Maier

                                                              I

„Getrennte Wege? Zur Zukunft der Beziehungen von Kirche und Politik“ – so lautet das Thema meines Referats. Getrennte Wege - was steckt hinter dieser Formulierung? Fallen Kirche und Politik in Deutschland auseinander? Bewegen wir uns auf eine laizistische Gesellschaft zu? Schließt sich die Kirche in ein Getto ein? Verliert sie den „Rapport“ zur Welt – zu einer Welt, die ihrerseits froh ist, die lästige Mahnerin Kirche mit ihren ständigen Warnungen und Bedenken, ihrem unaufhörlichen Ins-Gewissen-Reden los zu sein?

Man könnte es meinen, wenn man sich in jüngster Zeit in Deutschland umsieht, wenn man manche Äußerungen von Geistlichen, aber auch von Politikern hört, wenn man die Diskussion in den Medien, kirchlichen wie weltlichen, verfolgt. Warnzeichen sind nicht zu übersehen. Es stimmt nachdenklich, dass es 2009 bei der Volksabstimmung in Berlin nicht gelang, dem Religionsunterricht an öffentlichen Schulen zumindest Gleichberechtigung mit dem Fach Ethik zu erkämpfen – so dass sich nun eine veränderte Rangfolge einzupendeln beginnt: Ethik für die große Mehrheit, Religion für den Rest (der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat übrigens vor wenigen Tagen die Grundrechtsklage eines evangelischen Elternpaars und seiner Tochter gegen das Berliner Schulgesetz  zurückgewiesen!). Es stimmt nachdenklich, dass  die Kirchenaustrittszahlen – nach Jahren einer relativen Stabilisierung – wieder zunehmen, dass vor allem junge Menschen sich von der Kirche abwenden, dass die „Konfession der Konfessionslosen“ weiter wächst. Es stimmt auch nachdenklich, dass die positive Religionsfreiheit, also das Recht, Religion öffentlich zu bekennen und zu praktizieren,  in der Rechtsprechung angesichts vieler Proteste und Klagen, die fast nie abgewiesen werden, sich auf einem deutlichen Rückzug befindet. Es ist keine Polemik, wenn man fragt, ob sie – die positive Religionsfreiheit - am Ende nur noch muslimischen Schülern, die in der Schule beten wollen, zugute kommt wie jüngst in einer Gerichtsentscheidung in Berlin, während Christen, wenn sie auf ihr Grundrecht pochen, von Gerichten immer häufiger mit der negativen Religionsfreiheit abgespeist werden - mit abgehängten Kreuzen, Schweigegeboten und dem Verbot des Schulgebets im Klassenzimmer. Gegen das erste ist gewiss nichts zu sagen, gegen das zweite aber vieles.

Auf der Gegenseite nehmen die Rückzüge hinter vermeintlich bergende und schützende Kirchenmauern deutlich zu. In einer – durchaus ernstgemeinten – Stellungnahme in einem kirchlichen Presseorgan konnte man vor der jüngsten Bundestagswahl lesen, die Unionsparteien hätten das C preisgegeben, wählbar seien für Christen eigentlich nur noch Parteien wie die ÖDP oder die „Partei bibeltreuer Christen“. Christen, die sich im Lebensschutz, im Kampf für die von Abtreibung  bedrohten ungeborenen Kinder an vorderster Stelle engagieren, werden, wenn sie Donum vitae unterstützen, als „Pseudokatholiken“ beschimpft, ohne dass ein Bischof sie gegen diese Ungeheuerlichkeit in Schutz nimmt. Und Politiker, die in der soeben zu Ende gegangenen Legislaturperiode des Deutschen Bundestages erstmals mit Mut und großer Kraftanstrengung etwas gegen Spätabtreibungen unternahmen, erhielten kaum ein Wort des Dankes. Überhaupt werden an christliche Politiker geistlicherseits manchmal Maßstäbe angelegt, die jeden Realitätssinn, jedes Gespür für Handlungssituationen, Einigungszwänge, Kompromisse vermissen lassen. Abstrakte Grundsatztreue gilt oft mehr als Erfolg im konkreten Handeln. Hauptsache, man ist keinen Zollbreit von seinen Prinzipien abgewichen – dafür nimmt man Marginalisierung, Ineffizienz und Scheitern ohne weiteres in Kauf. Die Ambivalenzen des Handelns, das Risiko einer offenen, nicht immer überschaubaren Situation, die Notwendigkeit des  Wegesuchens im Ungewissen – das alles wird ausgeblendet. Ich weiß aus Erfahrung: Mancher Kleriker (auch mancher Bischof) sähe die Laien wohl am liebsten als eine große betende und singende (und selten widersprechende) Gemeinde. Und die ästhetischen Annäherungen an katholische Stimmungswerte und Traditionen in nicht wenigen Feuilletons unserer Zeit scheinen diesem Trend entgegenzukommen. Aber kann man nicht auch die rechte Mitte verfehlen, wenn man sich ins Kircheninnere zurückzieht, ohne die Pflicht zur Diakonie, zum Aufbruch nach draußen zu bedenken?  Missa – das heißt ja auch: Aussendung. Das „Ite missa est!“ steht nicht zufällig am Ende jeder Messe.  Kann nicht auch ein „tatabgewandter Liturgismus“ – wie ihn seinerzeit Gustav Gundlach S.J. an den Mönchen von Maria Laach im Anfang des Dritten Reiches kritisierte -  in die Irre führen?

                                                                II

Als der Bund Neudeutschland 1919 gegründet wurde, war zum Glück von solchen Sorgen und Ängstlichkeiten noch nichts zu spüren.  Ganz im Gegenteil: Man wollte die Chancen nutzen, welche die neue politische Ordnung, die Verfassung der Weimarer Republik, den Christen – und besonders den Katholiken – bot. Politik und Kirche strebten nicht auseinander, sie suchten in ein Verhältnis zueinander zu kommen. Dass die Kirche, nach dem berühmten Wort Romano Guardinis „in den Seelen“ erwachte, hatte auch Bedeutung für die Stellung der Katholiken in Politik und Staat. Edith Steins Schrift „Eine Untersuchung über den Staat“ (1925) - 2006 von Ilona Riedel-Spangenberger  neu herausgegeben - belegt das aufs eindrucksvollste.

Die deutschen Katholiken – politisch vor allem repräsentiert im Zentrum – hatten im Zweiten Kaiserreich bekanntlich zu den von der Politik de facto Ausgeschlossenen gehört. Dies einmal, weil das vorparlamentarische Verfassungssystem den Parteien nur eine bescheidene Rolle zuwies, dann aber auch, weil die Erinnerung an den Kulturkampf noch nachwirkte, die Katholiken in dem von einer protestantischen Mehrheit bewohnten Reichsbau lange Zeit nur einen unsicheren Untermieterstatus innehatten und sich schwer taten, zu ihrer neuen nationaldeutschen Umgebung, zu Preußentum, Obrigkeit, Beamtenstaat und Militär ein inneres Verhältnis zu gewinnen. Erst in der Peripetie des Ersten Weltkriegs, 1917, gelangten sie in die politische Mitverantwortung, die sie dann bis zum Ende der Weimarer Republik gewissenhaft und verantwortlich wahrnahmen. Besonders wirksam agierten sie in den Bereichen der Kirchen-, Familien-, Arbeits- und Sozialpolitik, während sie auf die zentralen Weichenstellungen der Außen- und Verteidigungspolitik nach wie vor nur geringer Einfluss hatten.

Nach dem Zweiten Weltkrieg verbreiterte sich das politische Engagement der Katholiken Es wurde selbstverständlicher. Neue Felder taten sich auf: neben den alten „naturrechtlichen“ Prioritäten der Familien- und Sozialpolitik die Verfassungs- und Rechtspolitik, die Außenpolitik – und vor allem die Europapolitik. Das deutete auf eine stärkere und innerlichere Beziehung der Katholiken zum deutschen Staat nach 1945 hin, auf ein Ende sowohl des alten Kulturkampftraumas wie auch der Versuche der Zwischenkriegszeit, seiner durch eine betont „nationale Gesinnung“  Herr zu werden. Die Katholiken wurden ihrer selbst im deutschen Staat der Nachkriegszeit  sicherer. Sie konnten ihm sogar – man denke an Adenauers Politik – für eine geschichtliche Stunde  das mot d’ordre geben. 

Dem Katholizismus ist dieses Sich-Einlassen auf die deutsche Gesellschaft dadurch erleichtert worden, dass der Druck der älteren geschichtlichen Tradition des Zweiten Kaiserreiches, der noch in der Weimarer Zeit auf ihm lastete, nachgelassen hat, ja fast verschwunden ist. Wie sehr dieser Umstand die freie Entfaltung der katholischen politischen Aktivitäten begünstigt hat, wird deutlich, wenn man die Wirkungsmöglichkeiten und die politische Haltung der führenden katholischen Staatsmänner des Weimarer Staates und der Bundesrepublik miteinander vergleicht. Wenn Heinrich Brüning in der Krise  der Weimarer Republik  auf die Mittel des Obrigkeitsstaates zurückgriff, wenn er über die Notverordnungen und das Programm einer Restauration der Monarchie den Anschluss an die 1918 unterbrochene ältere Tradition suchte, so zeigte sich gerade hierin, wie stark die nachdauernden Strukturen jener Staatlichkeit das politische Leben seiner Zeit noch mitbestimmten. Es war letzten Endes das Erbe des preußischen Beamten- und Administrativstaates, das hier noch einmal auflebte – verkörpert von einem Mann, der in angestrengter persönlicher Bemühung in jene ihm ursprünglich fremde Welt hineingewachsen war und der nun, am Ende der langen Distanz der Katholiken von nationalen Staat, in eigenwilliger Synthese Katholizität und Obrigkeitsstaat, strenge Kirchlichkeit und kantisches Pflichtethos miteinander zu vereinigen versuchte. Demgegenüber war die Europa- und Bündnispolitik Konrad Adenauers nach dem Zweiten Weltkrieg nicht nur frei von geschichtlichen Anlehnungen, sie war zugleich – in der Notsituation nach dem Zweiten Weltkrieg – das Aufstoßen eines neuen Tors geschichtlicher Lebensmöglichkeiten. Auch Helmut Kohls Außen- und Europapolitik war keineswegs ein rückwärtsgewandter Wiederherstellungsversuch, sondern eine nach vorn gewandte Option, ein Schritt in die Zukunft.

Eines freilich hatte sich für die Katholiken gegenüber der Weimarer  Republik verändert. Sie haben nach 1945 die altererbten Formen ihrer Selbstbehauptung als Minorität in der Defensive aufgegeben. Man legte die Instrumente beiseite, mit denen man sich im 19. Jahrhundert gegen einen feindlichen Zeitgeist und eine unfreundlich reglementierende Obrigkeit verteidigt hatte: die eigene Partei, eigene Verbände und Gewerkschaften, die breitgefächerte, dezidiert katholische Presse. Die politische Tradition des Zentrums verschwand trotz mancher Wiederbelebungsversuche. Christliche Gewerkschaften wurden zugunsten der Einheitsgewerkschaft aufgegeben. Der politische Prälat verschwand allmählich aus den Landtagen – und trat im Bundestag gleich gar nicht auf. An die Stelle einer weltanschaulich geschlossenen, aber strukturell minoritären Zentrumspartei trat jetzt die christlich-demokratische und christlich-soziale Union: interkonfessionell, mehrheitsfähig, politisch effizient - freilich notwendig auch mit flacherem  weltanschaulichem Profil.

(In Klammern bemerkt: die augenblickliche Diskussion über das C in der CDU/CSU verkennt vielfach die historischen Bedingungen, unter denen die Union nach dem Zweiten Weltkrieg zustandekam. Sie gerät daher oft in eine Schieflage. Man kann nämlich über das C nicht sprechen ohne das U. Die Bildung einer Union von Christen, die Überwindung des konfessionellen Gegensatzes, der in unserer Geschichte so verhängnisvoll gewirkt hat, die Wiederherstellung der politischen Mehrheits- und Handlungsfähigkeit von Christen in der Demokratie war 1945 das geschichtlich Neue und politisch Gewollte. Die Bestimmung des C  als Handlungsanleitung kann auch heute nicht einfach von abstrakten Grundsatzforderungen ausgehen, sie muss stets von den konkreten Katholiken und Protestanten  in Deutschland verhandelt und gestaltet werden, die sich das C zu eigen machen und es in einem Konsens – der oft ein Minimalkonsens ist – neu aktivieren und akzentuieren. Das geschieht in demokratischen und sozialen Prozessen – daher auch das D und das S - und muss die Zeitumstände berücksichtigen. Politik ist Handeln in der Zeit, sie muss der „Forderung des Tages“ genügen, sie ist mehr und anderes als die Transformation eines immer schon feststehenden ideellen „Wertekatalogs“ in die aktuelle gesellschaftliche Realität.) 

Die Katholiken haben nach 1945 und 1949 der Zweiten Republik einen Vertrauensvorschuss gegeben, indem sie auf eigene Politikinstrumente und  -orga-

nisationen verzichteten. Kann man verstehen, dass sie an das neue Staatswesen weit größere Erwartungen haben, es in viel höherem Maß als „ihre Sache“ betrachten, als dies bei früheren Gelegenheiten der Fall war?  Es kam ihnen zugute, dass der Reflex des „Katholischen“ im Zeitbewusstsein breiter geworden war: längst ist die katholische Soziallehre kein konfessionelles Reservat mehr, längst finden ursprünglich katholische Ideen wie der Föderalismus, die Subsidiarität, die der Volkssouveränität vorausgehenden Rechte der Person ein europaweites Echo. Doch das muss nicht immer so bleiben, die Zukunft ist offen – das zeigen die eingangs genannten Warnzeichen aus jüngster Zeit.

Zugespitzt gesagt: Es gibt heute kein Getto, keinen „Turm“, keine katholische Sonderwelt mehr. Die Katholiken sehen sich in der Verfassung des demokratischen Staates aufgehoben. Ihre Geschichte, ihre Eigenart ist in die Verfassungssubstanz integriert. Nun muss die Probe aufs Exempel von der anderen Seite her gemacht werden: Ist die Gemeinschaft bereit, dieses Stück Geschichte als etwas allen Gemeinsames zu sehen und anzuerkennen?

                                                                III

Aus diesen Überlegungen ergeben sich einige Anhaltspunkte für die Formulierung unserer Aufgaben in der Zukunft. Ich will sie nach drei Richtungen zu verdeutlichen versuchen: 1. Die  Christen im vereinigten Deutschland; 2. Die Katholiken in der Weltkirche; 3. Unser politischer Auftrag.

1. Die Christen im vereinigten Deutschland. Das Ende des Ost-West-Konflikts und der deutschen Zweistaatlichkeit 1989/90 eröffnete für die Kirchen in Deutschland neue Perspektiven. Für die Katholische wie für die Evangelische Kirche ging vor 20 Jahren ein langes Kapitel Nachkriegszeit zu Ende. Mit dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland erlangte die staatskirchenrechtliche Ordnung des Grundgesetzes auch in den neuen Ländern Gültigkeit. Sie wurde damit vor eine historische Bewährungsprobe gestellt – der lange und komplizierte Prozess der Anpassung ist  noch nicht  abgeschlossen.

Prophezeiungen, Deutschland werde nun „östlicher, nördlicher, protestantischer“ werden (Volker Rühe) haben sich inzwischen als falsch erwiesen. Das zahlenmäßige Gleichgewicht von Katholiken und Protestanten – typisch für die alte Bundesrepublik – hat sich auch im vereinigten Deutschland wieder hergestellt (sogar mit einem leichten katholischen Übergewicht). Nicht erfüllt haben sich freilich  die Erwartungen, dem politischen Aufbruch werde ein religiöser Frühling folgen. Heute wird eher darüber diskutiert, ob der Einigungsprozess die überlieferten volkskirchlichen Grundlagen des Staat-Kirche-Verhältnisses in Deutschland in Frage gestellt hat, ob die religiöse Praxis der geringer gewordenen Schar der Gläubigen den institutionellen Mantel der Kirchen künftig noch ausfüllen kann.

Sowohl in Ost- wie in Westdeutschland zeigt sich heute – verglichen mit den ersten beiden Jahrzehnten nach dem Krieg – ein deutlicher Vitalitätsverlust der Kirchen, eine Krise vor allem in der Weitergabe des Glaubens und der religiösen Überlieferungen. Die Gottesdienstgemeinden in der Bundesrepublik Deutschland sind heute erheblich überaltert. Lediglich ein Bruchteil der jungen Menschen erfahren nach Umfrageergebnissen noch  den Glauben als vitale Kraft. Auch aus den Familien verschwinden zunehmend die religiösen Traditionen, so das tägliche Tischgebet und das Kreuzzeichen. Immer weniger Eltern wirken positiv und aus eigener Überzeugung an der religiösen Erziehung ihrer Kinder mit. 

Seit Jahren wissen wir aus internationalen Studien, dass die Übereinstimmung der Jugendlichen mit den Eltern im Ländervergleich in der Bundesrepublik Deutschland am geringsten ausfällt. Das gilt für viele Gebiete – es gilt auch für die Religion. Übereinstimmung mit den Eltern in religiösen Fragen äußern bei uns nur 39% der Jugendlichen (gegenüber 69% in den USA!). Stärker als in den meisten Ländern der Welt streben in der Bundesrepublik die Generationen auseinander und treffen sich nicht mehr in  zentralen Wertvorstellungen.

Es gibt gewiss auch Gegenbewegungen, es gibt junge Menschen auf der Suche nach Orientierung, nach Lebenssinn und Glauben. Sie wollen freilich oft religiös sein ohne Kirche, sie streben – gewichtige Ausnahmen ausgenommen -  nach einer anderen, sanfteren Religion, die nicht auf Weltbemächtigung aus ist, sondern auf die fromme Verehrung des Universums. Das religiöse Spektrum zeigt hier eine erstaunliche Vielfalt, freilich auch Züge der Beliebigkeit. Oft stehen Astrologie, Kosmologie, Reinkarnation, magische und okkulte Praktiken unvermittelt nebeneinander.. So wenigstens im alten Europa – während anderswo, vor allem in  islamischen Ländern, die militanten Züge des Religiösen neue überraschende Kraft gewonnen haben.

Im diffusen Chor der öffentlichen Meinung scheinen sich heute heftige, oft maßlose Kirchenkritik und ebenso leidenschaftliche Erwartungen an eine neue, mit irdischen Hoffnungen gefüllte Kirche die Waage zu halten. Auf der einen Seite der Angriff gegen die institutionalisierte Kirchenöffentlichkeit, gegen Staatskirchenrecht und Kirchensteuer, gegen die Mitwirkungsrechte der Kirchen im erzieherischen, sozialen, publizistischen Bereich. Auf der anderen Seite, oft im gleichen Atemzug, der Appell an die Kirchen zu ungeheuren sozialen und politischen Engagements – man beklagt, dass sie den Mächtigen nicht in den Arm fielen, wo Unrecht geschehe, dass sie zu wenig für Bildung, Entwicklungshilfe, Friedensarbeit täten, sich zu wenig an gesellschaftlichen Umbrüchen, ja an Revolutionen beteiligten usw. Ob sich in diesen widersprüchlichen Äußerungen, noch unklar, eine neue Beziehung von Kirche und Gesellschaft, Kirche und Politik ankündigt? Die Christen im vereinigten Deutschland, Katholiken wie Protestanten, sollten jedenfalls in dieser Diskussion präsent sein – stärker, als es bisher geschieht.

2. Die Katholiken in der Weltkirche. Kehren wir einen Augenblick die Perspektive um. Deutsche Katholiken (und oft auch Protestanten) machen sich, meine ich,  noch immer nicht genügend klar, wie sehr sich die katholische Weltkirche in jüngster Zeit verändert hat. Sie ist längst nicht mehr europazentrisch. Sie hat vom alten Missionsdenken (das immer mit der Vorstellung der Überlegenheit der europäischen Kultur verbunden war!) Abschied genommen, um sich als ganze, als Kirche, in den Zustand der Mission zu versetzen – wie in den apostolischen Anfängen der Christenheit. Längst ist im Weltkatholizismus die Dritte Welt zur Ersten geworden. Rund die Hälfte der wahlberechtigten, also noch nicht achtzigjährigen Kardinäle, stammt heute aus nichteuropäischen Ländern. Die runde Milliarde katholischer Christen in der heutigen Welt hat ihren Schwerpunkt längst in der südlichen Hemisphäre.

Man kann kaum erwarten, dass diese dynamischen, vor allem in Asien und Afrika rasch wachsenden Kirchen für die Sorgen der Katholiken im alternden Europa viel Aufmerksamkeit aufbringen. Europäer stoßen mit ihren Problemen bei ihnen  oft auf Unverständnis - „Eure Sorgen und Sünden möchten wir haben!“ heißt es dann. In den Augen der neuen Kirchen erscheint Europa als eine kleinräumige, oft auch kleinmütige Welt – die Europäer, sagt man, sind allzu selbstbezogen, allzu sehr mit sich selbst beschäftigt, sie nehmen ihre Sorgen ungeheuer wichtig, sie grübeln über Zweitrangigem, während anderswo Aufbruchsstimmung herrscht.

Dabei hätten die Europäer – und die Deutschen – der katholischen Weltkirche durchaus etwas mitzuteilen und weiterzugeben, was für die Zukunft wichtig ist. Ich denke zum Beispiel an die Erfahrungen mit einem eigenständigen Laienapostolat. Die katholischen Laien haben im 19. und im 20. Jahrhundert die Freiheit der Kirche gegen staatliche Reglementierungen verteidigt. Sie gebrauchten  dazu – erstmals! – die Mittel der modernen Demokratie: Petitionen und Kundgebungen, soziale, politische und kulturelle Zusammenschlüsse, Verbands- und Parteibildungen – dies alles unter Berufung auf den Freiheits- und Gleichheitsgrundsatz der Verfassungen. In der katholischen Sozialbewegung unternahmen sie den Versuch, der Kirche in der entstehenden Industriegesellschaft ein Heimatrecht zu schaffen. Die katholischen Laien haben, wenn man es in eine historische Perspektive rückt,  mit ihrem Handeln bereits damals ein Stück jener „rechten Autonomie der weltlichen Sachbereiche“ erstritten, die das Zweite Vatikanische Konzil in seiner Pastoralkonstitution über die Kirche in der Welt von heute als Prinzip der Weltgestaltung durch die Gläubigen anerkannt hat. In einer pluralistischen Gesellschaft kann ja das kirchliche Amt nicht mehr die Verantwortung für jegliches soziale und politische Handeln der Gläubigen übernehmen – man fiele sonst in Integralismus und Klerikalismus zurück. Umgekehrt können auch die Gläubigen  bei ihren vielfältigen Vorstößen in neue gesellschaftlich-politische Bereiche nicht auf Veramtlichung ihrer jeweiligen Meinung und Entscheidung dringen – hier muss Platz sein für die offene Diskussion, die Kontroverse, den Konflikt.

Ein weiteres Beispiel ist wichtig und verlangt nach Weitergabe an die heutige Welt: die Erfahrung, die man speziell in Deutschland im Zusammenleben mit anderen Kirchen, anderen Religionen gemacht hat und bis heute macht. Das gilt zunächst für das Verhältnis der christlichen Kirchen untereinander, für die Beziehungen zur Orthodoxie und zu den Kirchen der Reformation. In Deutschland hat besonders das Verhältnis Katholiken-Protestanten im Lauf der Zeiten immer wieder zwischen Perioden der Abstoßung und der Anziehung gewechselt. Aber wie immer sich die wechselseitigen Beziehungen wandelten - gleichgültig waren Katholiken und Protestanten einander nie. Daher finden sich die deutschen Katholiken seit Jahrzehnten ganz selbstverständlich im Zentrum des – heute weltweiten – ökumenischen Dialogs. Und sie könnten, im Ursprungsland der Reformation, der Weltkirche deutlicher als andere klarmachen, dass es in der Zukunft nicht um einen Ökumenismus des kleinsten gemeinsamen Nenners geht, sondern um die Bemühung, den anderen in seiner vollen Gestalt und Unverwechselbarkeit ernst zu nehmen.

Von da ist der Sprung zum Zusammenleben der Religionen in der heutigen Welt nicht weit. Während die Religionen früher meist in geschlossenen Kulturräumen lebten, die oft ganze Kontinente umfassten – das hinduistische Indien, das islamische Arabien, das katholische Iberien -, leben sie heute nebeneinander, siedeln sie ineinander in den großen Metropolen der Welt. Wie dabei Konflikte und Reibungen bewältigt werden können, wie zwischen den Religionen Verständnis und Frieden wachsen kann, ist ein gewaltiges Thema des 21. Jahrhunderts – hochaktuell angesichts der neuauflebenden Religionsverfolgungen und –kriege in unserer Zeit. Auch hier bietet es sich an, aus der Geschichte zu lernen – vor allem aus der Geschichte der Religionsfrieden. Ihr Exempel lehrt: Wenn man sich weder bekehren noch verdrängen noch vernichten kann, muss man Frieden halten, Religionsfrieden – und deshalb erfreut sich speziell das deutsche religiöse Konfliktmanagement in den Religionsfrieden von 1555 und 1648 heute einer internationalen historischen Aufmerksamkeit, eben weil es nicht auf Uniformität setzte wie in Frankreich, England, Spanien und den meisten modernen Nationalstaaten, auf die Vernichtung oder Austreibung der „Anderen“, sondern auf  Parität.

3. Unser politischer Auftrag. Es dürfte klar geworden sein, dass die geschilderten Aufgaben nur dann bewältigt werden können, wenn Kirche und Politik nicht als getrennte Welten betrachtet werden, wenn sie nicht in verschiedene Richtungen auseinanderstreben, wenn beide ihren spezifischen Dienst am Menschen tun. Auch innerhalb der Kirche – und im Herzen des einzelnen Christen – dürfen Glauben und Politik nicht getrennt werden. In klassischer Weise hat dies bereits die Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland in ihrem Arbeitspapier „Aufgaben der Kirche in Staat und Gesellschaft“ 1973 formuliert:

„Wenn die Kirche sich ihren Aufgaben in der Welt stellen will, dann kann es kein Entweder-Oder geben zwischen Kultus und Lehre der Kirche auf der einen und ihrer gesellschaftlich-politischen und gesellschaftskritischen Funktion auf der anderen Seite. Beides hat Christus den Aposteln und seiner Kirche aufgetragen. Er hat gesagt: ‚Gehet hinaus und lehret alle Völker und taufet sie’, und sogleich hinzugefügt: ‚und lehret sie alles halten, was ich Euch befohlen habe’ (Matth.28, 19 f.). Die Predigt der Offenbarung und die Spendung der Sakramente können nicht geschehen ohne das Eintreten für Gerechtigkeit und Liebe innerhalb der menschlichen Gemeinschaft.

Es kann auch keine Alternative zwischen Glaube und Werk, zwischen Bekenntnis und (gemeinwohlbezogenem) Handeln bestehen. Aus dem Glauben folgt notwendigerweise das christliche Tun. Von Gerechtigkeit und Liebe kann auf die Dauer überzeugend nur der sprechen, der selbst alles in seinen Kräften Stehende tut, um Gerechtigkeit und Liebe zu verwirklichen. So also sind christlicher Glaube und politische Verantwortung nicht voneinander zu trennen“ (aaO  S. 6).

Dem ist nichts hinzuzufügen. Die hier geforderte Haltung fällt aber manchen Christen nach wie vor nicht leicht. Sie haben Schwierigkeiten mit dem pluralistisch-demokratischen Staat. In der Tat zeigt dieser Staat nicht die einfachen Konturen des Glaubensstaates längstvergangener Zeiten, er ermangelt oft der Einheitlichkeit und Eindeutigkeit, sein Umriss ändert sich im Auf und Ab der Politik, der Wahlergebnisse und Mehrheitsentscheidungen. Dieser Staat gibt Glauben und Gewissen frei und schützt diese Freiheit – doch geht er zum Freigegebenen keine näher bestimmbare positive Beziehung ein. „Wertoffenheit“ ist die äußerste, für manche Hüter des Verfassungsrechts schon fast verwegene Formel. Das macht Christen immer wieder skeptisch, und viele ziehen sich vor dem grau und unansehnlich gewordenen Staat in die vermeintlich barockeren Räume der Kirche zurück – und sind oft enttäuscht, wenn sie auch dort das alte „Haus voll Glorie“ nicht mehr finden.

Und doch müssen wir uns auf Staat und Politik einlassen, immer wieder neu, auch wenn es manchmal schwerfällt. Nicht nur, weil Staat und Politik auch im demokratischen Zeitalter vieles aus christlichen Traditionen in sich aufgenommen haben – was wäre der moderne Sozialstaat ohne die Nächstenliebe? - , sondern auch, weil der demokratische Staat, verletzlich und verwundbar wie er ist, der Mitwirkung und Solidarität der Christen bedarf. Auch die Kirche muss darüber nachdenken, welchen Dienst sie diesem Staate leisten kann. Sie muss ihm mit angemessenen Mitteln begegnen. Das wird nicht mehr der große Exorzismus sein – es ginge völlig fehl, wollte man die rechtsstaatlich gedämpfte Demokratie und ihre nervös-bescheidenen, vom Terminkalender gehetzten Politiker von der Zinne eines kirchlichen Wächteramtes herab anfahren, als seien sie Attila oder Napoleon. Es werden auch nicht mehr Reiche, Ländereien, Schenkungen, geistig-geistliche Macht sein – das Mittelalter wiederholt sich nicht. Aber es könnte etwas Ideell-Exemplarisches sein, das uns zum Nachdenken bringt, aus einer Kirche der Freiheit, Demut, Liebe hinüberwirkend in die staatlichen Bezirke: eine Offenheit und Verlässlichkeit, ein neuer Freimut, eine Sicherheit des Sprechens, ein Verzicht auf Vorteile, auf Taktik...Vielleicht ist es eine Utopie, so zu denken. Doch in diesem Sinne wollen wir, denke ich, gewiss gern alle Utopisten sein. 
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